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Kleine Anfrage 943 
der Abgeordneten Benjamin Filter (AfD-Fraktion) und Lena Kotré (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Briefwahlpraxis im Land Brandenburg seit 2024 und Sicherung des Wahlgeheimnis-
ses 

Die Grundsätze der allgemeinen, freien und geheimen Wahl gehören zu den tragenden 
Säulen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Während die Urnenwahl diese 
Prinzipien institutionell absichert, erfolgt die Stimmabgabe bei der Briefwahl außerhalb einer 
kontrollierten Wahlumgebung. Damit besteht, wie auch das Bundesverfassungsgericht wie-
derholt festgestellt hat,1 ein erhöhtes Risiko, dass das Wahlgeheimnis beeinträchtigt oder 
die freie Wahlentscheidung beeinflusst werden kann. 

In Brandenburg ist der Anteil der Briefwähler in den letzten Jahren stetig angestiegen. Bei 
den jüngsten Wahlen und Stichwahlen u. a. zu Bürgermeisterämtern in Oranienburg, Bad 
Freienwalde und Strausberg als auch bei den Landratswahlen u. a. in Elbe-Elster wurde 
zudem eine auffällige Diskrepanz zwischen Urnen- und Briefwahlergebnissen festgestellt. 
Solche Abweichungen, gleichgültig ob sie erklärbar sind oder nicht, bergen das Risiko eines 
wachsenden Vertrauensverlustes in die Integrität der Wahlprozesse. 

Die Briefwahl war ursprünglich als Ausnahmeinstrument gedacht, um Bürgern die Teilnahme 
an der Wahl zu ermöglichen, wenn die persönliche Stimmabgabe im Wahllokal aus zwin-
genden Gründen ausnahmsweise nicht möglich ist. Angesichts der beschriebenen Entwick-
lungen stellt sich die Frage, ob die derzeitige Praxis der Briefwahl mit den verfassungsrecht-
lich garantierten Wahlgrundsätzen überhaupt noch vereinbar ist. 

Wir fragen die Landesregierung:  

1. Wie bewertet die Landesregierung die teils erheblichen Unterschiede zwischen Urnen- 
und Briefwahlergebnissen bei den jüngsten Wahlen und Stichwahlen u. a. in Oranien-
burg, Bad Freienwalde, Elbe-Elster und Strausberg im Hinblick auf das öffentliche Ver-
trauen in die Gleichheit und die Integrität der Wahl? 

2. Welche Analysen oder Prüfungen hat die Landesregierung hinsichtlich der Ursachen 
dieser Diskrepanzen veranlasst oder erhalten und welche Schlussfolgerungen zieht 
sie daraus? 

 
1 Vgl. Urteil des Bundesverfassungsgerichtes v. 03.03.2009, BVerfGE 123, 39 ff., 
https://www.bverfg.de/e/cs20090303_2bvc000307.html, abgerufen am 03.03.2026.  
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3. Wie gewährleistet die Landesregierung, dass die Stimmabgabe bei der Briefwahl in 
Brandenburg tatsächlich frei und geheim erfolgt – insbesondere in Pflegeeinrichtun-
gen, Wohngemeinschaften, betreuten Wohnformen oder Haushalten mit Abhängig-
keitsverhältnissen? 

4. Welche Kontroll- und Sicherheitsmechanismen bestehen, um unrechtmäßige Einfluss-
nahme, Fälschung oder unautorisierte Ausfüllung von Wahlunterlagen bei der Brief-
wahl zu verhindern? 

5. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass Wahlbriefe während der gesamten Über-
mittlungs- und Auszählungsphase gegen Manipulation oder Verlust geschützt sind? 

6. Wie hoch war der Anteil der Briefwähler bei den letzten Landtags-, Kommunal-, Bür-
germeister- sowie Landratswahlen im Land Brandenburg seit 2024 und wie hat sich 
dieser Anteil in den vergangenen zehn Jahren vergleichend entwickelt? 

7. Wie bewertet die Landesregierung den Umstand, dass durch die frühzeitige Abgabe 
von Briefwahlstimmen Teile der Wählerschaft bereits vor Abschluss des Wahlkampfes 
abstimmen, wodurch sich Unterschiede im Informationsstand ergeben können? 

8. Teilt die Landesregierung die Auffassung, dass die Briefwahl nur in begründeten Aus-
nahmefällen – etwa bei nachgewiesener Krankheit, Verhinderung oder Auslandsauf-
enthalt – zulässig sein sollte, um die verfassungsrechtlichen Wahlgrundsätze best-
möglich zu schützen? 

9. Welche rechtlichen oder organisatorischen Schritte erwägt die Landesregierung, um 
den Anteil der Briefwahl wieder auf den ursprünglichen Ausnahmecharakter zurückzu-
führen oder ihre Durchführung durch zusätzliche Transparenz- und Kontrollmechanis-
men zu sichern?  

10. Plant die Landesregierung, dem Landtag Vorschläge zur Reform der brandenburgi-
schen Wahlgesetze vorzulegen, die eine Stärkung der geheimen und persönlichen 
Stimmabgabe im Wahllokal zum Ziel haben? 

11. Wie viele Strafverfahren wurden im Zusammenhang mit den Wahlen seit 2014 geführt? 
(Bitte den Tattag, Alter und Geschlecht der Tatverdächtigen, Kurzsachverhalt sowie 
Verfahrensstand bzw. Verfahrensausgang angeben.)  
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